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Kurz informiert

▶▶ HOAI
Neues „Architektengesetz“ und „Neue HOAI“: Es geht voran 

|  Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (MWi) hat einen Refe-
rentenentwurf für ein „Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung von 
Ingenieur- und Architektenleistungen“ erarbeitet. Damit reagiert die Bun-
desrepublik auf das EuGH-Urteil vom 04.07.2019. Darin befinden sich auch 
wichtige Aussagen, wie die HOAI künftig aussehen soll.  | 

Hintergrund  |  Der EuGH hatte am 04.07.2019 festgestellt, dass die Mindest- 
und Höchstsätze der HOAI gegen EU-Recht verstoßen. Mit Verkündung des 
Urteils besteht für Deutschland die Pflicht, die Rechtsordnung an die Vorga-
ben des Urteils anzupassen. Das Gesetz zur Regelung von Ingenieur- und 
Architektenleistungen (ArchLG) enthält die gesetzlichen Ermächtigungs-
grundlagen der HOAI. Daher muss zunächst das ArchLG angepasst und es 
müssen darin inhaltliche Festlegungen für die künftige HOAI getroffen wer-
den. Anschließend wird dann die HOAI geändert. 

Wichtig  |  Im Gesetzentwurf (Abruf-Nr. 216333) wird der Anwendungsbereich 
des ArchLG genauer umschrieben als bisher. Das gilt auch im Hinblick auf die 
Maßstäbe und Grundsätze für die Honorarberechnung, deren Festlegung in 
der HOAI weiter möglich bleiben soll. Grundlegend neu ist dagegen, dass die 
Vertragsparteien das Honorar für die von der HOAI erfassten Leistungen 
stets frei vereinbaren können. Für Leistungen, für die bisher die verbindli-
chen Mindest- und Höchsthonorarsätze galten, soll die HOAI künftig Hono-
rartafeln vorsehen, die zur unverbindlichen Orientierung Honorarspannen 
für diese Leistungen aufzeigen. Außerdem soll die HOAI für die Fälle, in de-
nen keine wirksame Honorarvereinbarung zwischen den Vertragsparteien 
getroffen wurde, eine Regelung zur vermuteten Honorarhöhe enthalten.
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▶▶ Vertragsrecht
Bauherr schickt Sie zur Abnahme: Anscheinsvollmacht liegt vor

|  Wird der Auftraggeber unter Vorschlag von Abnahmeterminen zur Ab-
nahme aufgefordert und entsendet er zum Termin einen mit der Sache be-
fassten Architekten, muss er sich dessen rechtsgeschäftliche Erklärungen 
im Wege der Anscheinsvollmacht zurechnen lassen. Das hat das OLG Zwei-
brücken im Einvernehmen mit dem BGH entschieden.  |

Wichtig  |  Besser für alle Beteiligten ist es, wenn überhaupt keine Zweifel 
darüber aufkommen, wozu Sie bevollmächtigt sind. Sprechen Sie das Thema 
„Vollmacht“ deshalb bei Ihrem Auftraggeber aktiv an und vermeiden Sie so 
Auseinandersetzungen wie vor dem OLG Zweibrücken (Beschluss vom 
14.11.2017, Az. 5 U 42/17, Abruf-Nr. 215767; rechtskräftig durch Zurückweisung 
der NZB, BGH, Beschluss vom 11.03.2020, Az. VII ZR 291/17). Warum von einer 
klaren Vollmachtslage beide profitieren, lesen Sie im Beitrag „Vollmachten 
Ihres Auftraggebers: So können sie die Projektabwicklung beschleunigen“ in 
PBP 9/2016, Seite 10 → Abruf-Nr. 44223301.
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